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Vorblatt 


Gesetz zur Änderung des Deutschen Richtergesetzes 

(Gesetzentwurf des Abgeordneten 
Vogel und der Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

Die Ausbildung der Juristen ist dringend reformbedürftig; sie 
muß verkürzt und intensiviert werden. Im Rahmen des bisheri- 
gen Ausbildungssystems sind Verbesserungen zu schaffen; mit 
anderen Ausbildungsmodellen müssen Erfahrungen gesammelt 
werden. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf sieht die Verkürzung des juristischen Vor- 
bereitungsdienstes auf zwei Jahre und seine Konzentrierung in 
Ausbildungsblöcke vor. Zu diesem Zweck soll § 5 DRiG geändert 
werden. Durch Einführung eines § 113 a soll den Ländern die 
Möglichkeit gegeben werden, Modelle für eine einstufige 
Juristenausbildung, die nicht mehr in Studium und Vorberei- 
tungsdienst zerfällt, zu erproben. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Antrag 

des Abgeordneten Vogel und der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines . . . Gesetzes 
zur Änderung des Deutschen Richtergesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- ; 
rates das folgende Gesetz beschlossen: : ^ 

A r t i k e 1 1 3 . 

Das Deutsche Richtergesetz vom 8. September ' 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1665), zuletzt geändert 
durch Artikel 39 des Ersten Gesetzes zur Reform 
des Strafrechts vom 25. Juni 1969 (Bundesgesetzbl. I 
S. 645), wird wie folgt geändert: 

1. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Zwischen der ersten und der zweiten 

Prüfung muß ein Vorbereitungsdienst von 

zwei Jahren liegen. Davon sind zu verwen- 
den 

1. neun Monate zum Dienst bei den ordent- 
lichen Gerichten und Staatsanwaltschaf- 
ten, 

2. sechs Monate zum Dienst bei Verwal- 
tungsbehörden und Gerichten der Verwal- 
tungsgerichtsbarkeit, auf den bis zu vier 
Monaten die Ausbildung bei der Hoch- 
schule für Verwaltungswissenschaften an- 
gerechnet werden kann, 

3. drei Monate zum Dienst bei einem 
Rechtsanwalt, 

4. drei Monate nach Wahl des Referen- 
dars bei landesrechtlich zugelassenen 
Ausbildungsstellen, 

5. drei Monate zur Ausbildung in durch Lan- 
desrecht bestimmten Ausbildungsstatio- 
nen. 

Das Nähere regelt das Landesrecht." 


b) Absatz 4 wird aufgehoben. 

§ 112 a wird aufgehoben. 

Nach § 113 wird folgender § 113 a eingefügt; 

.§ 113 a 

(1) Das Landesrecht kann abweichend von § 5 
Studium und praktische Vorbereitung in einer 
Ausbildung von mindestens fünfeinhalb Jahren 
zusammenfassen. Die praktische Ausbildung ist 
bei Gerichten, Verwaltungsbehörden und Rechts- 
anwälten abzuleisten; das Landesrecht kann wei- 
tere Stellen vorsehen. Die erste Prüfung kann 
durch eine Zwischenprüfung ersetzt werden. Die 
zweite Prüfung soll in ihren Anforderungen der 
in § 5 vorgesehenen zweiten Prüfung gleichwer- 
tig sein. § 6 Abs. 2 gilt entsprechend. 

(2) Neben einer Ausbildung nach Absatz 1 ist 
die Ausbildung nach § 5 zu ermöglichen. 

(3) Landesrechtliche Vorschriften nach Absatz 1 
treten mit Ablauf des 31. Dezember 1979 außer 
Kraft. Eine vor diesem Zeitpunkt begonnene 
Ausbildung kann nach den außer Kraft getrete- 
nen Vorschriften beendet werden." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Bonn, den 22. April 1970 


Vogel 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Eine Reform der Juristenausbildung erscheint drin- 
gend erforderlich. Der vorliegende Gesetzentwurf 
soll diesem Ziel dienen. Eine grundlegende Ände- 
rung des derzeit geltenden Ausbildungsmodus be- 
darf indes vorsichtiger Erprobung. Zu diesem Zweck 
soll die Einführung des § 113 a in das Deutsche Rich- 
tergesetz die Möglichkeit zur Erprobung neuer Aus- 
bildungsmodelle in den Bundesländern eröffnen. 

Zugleich soll durch die Neufassung des § 5 Abs. 3 
DRiG eine Verkürzung und Intensivierung des her- 
kömmlichen Ausbildungsganges, soweit der Vor- 
bereitungsdienst betroffen ist, erreicht werden. 


11. Zu den einzelnen Artikeln 

Artikel 1 

Änderung des Deutschen Richtergesetzes 
Zu Nummer 1 Buchstabe a 

Eine Verkürzung des Vorbereitungsdienstes von 
zweieinhalb auf zwei Jahre erscheint gerechtfertigt. 
Sie kommt dem Ziel entgegen, die Gesamtausbil- 
dung möglichst zu verkürzen und so den jungen 
Juristen früher in seinen Beruf zu entlassen. Da 
aber schon diese Verkürzung eine erhebliche Inten- 
sivierung verlangt, erscheint es keinesfalls ratsam, 
den Vorbereitungsdienst zum gegenwärtigen Zeit- 
punkt noch stärker zu verkürzen. Erst ist abzuwar- 
ten, inwieweit eine Intensivierung erreicht wird; 
andernfalls würde die Erreichung des Ausbildungs- 
zieles gefährdet. 

Eine Ausbildungszeit von neun Monaten im Bereich 
der ordentlichen Gerichtsbarkeit ist angemessen. 
Für die verwaltungsrechtliche Station ist angesichts 
der stets wachsenden Bedeutung des Verwaltungs- 
rechts eine Ausbildungszeit von sechs Monaten 
unbedingt erforderlich. Dem Landesrecht soll über- 
lassen bleiben, wie diese Zeit auf Verwaltung und 
Verwaltungsgericht verteilt wird. Zugleich soll wie 
bisher die Möglichkeit bestehen, im Rahmen der 
Verwaltungsstation ein Semester an der Verwal- 
tungshochschule in Speyer zu studieren. 

Die Pflichtwahlstation von drei Monaten soll dem 
Referendar die Möglichkeit geben, im Hinblick auf 
seine besonderen Neigungen sowie auf seinen zu- 
künftigen Beruf sich in einer Stelle besonders inten- 
siv ausbilden zu lassen. 

Die drei Monate zur Disposition des Landesgesetz- 
gebers geben diesem die Möglichkeit, entsprechend 
den besonderen Gegebenheiten in den einzelnen 
Ländern Regelungen zu treffen. Sie ermöglichen 


auch die Einrichtung von Einführungskursen zu Be- 
ginn und von Examensvorbereitungskursen zu 
Ende des Vorbereitungsdienstes. 

Zu Nummer 1 Buchstabe b 

Die Einführung einer Pflichtwahlstation erübrigt die 
freiwillige Wahlstation. 

Zu Nummer 2 

Infolge der Verkürzung des Vorbereitungsdienstes 
bei der ordentlichen Gerichtsbarkeit läßt sich die 
Anrechnungsmöglichkeit des § 112 a sachlich nicht 
mehr vertreten. Die dort genannten Länder können 
nunmehr auch die ihnen zur Disposition stehenden 
I Monate im Sinne ihrer besonderen regionalen Inter- 
I essen verwenden. 

j Zu Nummer 3 

i Die Dauer der einstufigen Ausbildung muß der 
: Dauer der Gesamtausbildung nach § 5 des Deut- 
j sehen Richtergesetzes entsprechen; eine Verkür- 
zung auf fünf Jahre ist erst möglich, wenn an den 
Universitäten das Studienjahr eingeführt und in- 
folgedessen die Dauer des Studiums gemäß § 5 
Abs. 2 DRiG auf drei Jahre herabgesetzt werden 
sollte. 

Die erste Prüfung ist auch im Rahmen der einstu- 
figen Ausbildung beizubehalten: sie ermöglicht die 
rechtzeitige Ausscheidung ungeeigneter Studieren- 
der und gewährleistet die Gleichwertigkeit mit einer 
; Ausbildung nach § 5 DRiG. 

I Die Gleichwertigkeit der beiden Ausbildungsgänge 
verlangt auch die Beibehaltung der zweiten Prü- 
fung, die der in § 5 vorgesehenen zweiten Prüfung 
entsprechen muß. Nur so ist eine entsprechende 
Anwendung des § 6 Abs. 2 DRiG gerechtfertigt. 

Die Möglichkeit einer Ausbildung nach § 5 muß in 
allen Bundesländern — also auch in den Stadtstaa- 
ten — gewährt werden, um so die Freizügigkeit 
zwischen allen Bundesländern zu sichern. 

Die Befristung der Geltungsdauer des § 113 a hat 
den Zweck, in dieser Zeit die notwendigen Erfahrun- 
gen mit den verschiedenen Ausbildungsmodellen zu 
sammeln. Aufgrund der bis zu dem genannten 
Datum gemachten Erfahrungen soll sodann ein opti- 
males Ausbildungsmodell gefunden und einheitlich 
für das gesamte Bundesgebiet eingeführt werden. 

Artikel 2 und 3 

Diese Artikel enthalten die übliche Berlin-Klausel 
und das Inkrafttretungsdatum. 
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